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Bundesgesetz, mit dem die Straßenver- 
kehrsordnung 1960 (36. StVO-Novelle), 
das Kraftfahrgesetz 1967 und das Führer- 

scheingesetz geändert werden; 
Regierungsvorlage; 
Stellungnahme 

zu GZ: 2026-0.175.517 

 

 
Vorher zur Einsicht: 
Herrn Landesamtsdirektor 

 

Gegen die mit Schreiben des Bundeskanzleramtes vom 26. Feber 2026, GZ: 2026-0.175.517 

übermittelte, im Betreff genannte Regierungsvorlage bestehen keine gewichtigen Bedenken. Es 

wird jedoch ersucht, die nachstehende Stellungnahme den Klubs der im Parlament vertretenen 

Parteien zur Verfügung zu stellen. 

 

Das Land Wien begrüßt den gegenständlichen Vorschlag, es darf lediglich Folgendes angemerkt 

werden: 

 

Mit der vorliegenden Novelle soll unter anderem durch Novellierung des § 95 Abs. 1a der 

Straßenverkehrsordnung 1960 (StVO 1960) die Zuständigkeit zur Überwachung des ruhenden 

Verkehrs und der Kurzparkzonen-Überwachungsverordnung auf die Bezirksverwaltungsbehörden 

rückübertragen werden. Die Überwachungstätigkeit erfolgt durch elektronische Erfassung der 

Kennzeichen. Die diesbezüglichen Daten werden derzeit sowohl hinsichtlich der Entrichtung der 

Parkgebühren als auch hinsichtlich etwaiger Fahndungsmaßnahmen einer Prüfung unterzogen. 

 

In diesem Zusammenhang darf bemerkt werden, dass allein im Jahr 2025 insgesamt 45.216 

Fahndungstreffer zu verzeichnen waren, darunter 153 gestohlene Kraftfahrzeuge und 2.662 Fälle 

von Kennzeichenmissbrauch. 

 

Mit der Rückübertragung der genannten Überwachungstätigkeit bedarf es einer 

einfachgesetzlichen Datenübermittlungsbefugnis, um die Möglichkeit von Fahndungsmaßnahmen 

auch bei Änderung der sachlichen Zuständigkeit aufrechterhalten zu können. 

 

Bei bloßer Verankerung der Datenübermittlungsbefugnis im Kraftfahrgesetz 1967 (KFG 1967) in 

Zusammenhang mit der „Plakettenüberwachung“ droht ein deutliches Manko bei der Fahndung 
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nach gestohlenen Kraftfahrzeugen und Kfz-Kennzeichentafeln sowie bei der Überwachung der 

Einhaltung der Versicherungspflicht. 

 

Es wird daher angeregt, die für die Durchführung von Fahndungsmaßnahmen erforderliche 

Datenübermittlungsbefugnis zusätzlich in die Bestimmung des § 95 Abs. 1a StVO 1960 

aufzunehmen, um das seit Jahren bewährte Vorgehen auch nach der Rückübertragung der 

Zuständigkeiten beizubehalten. Folgende Formulierung für einen letzten Satz in § 95 Abs. 1a StVO 

1960 darf vorgeschlagen werden: 

 

„Die anlässlich der Überwachung erhobenen personenbezogenen Daten dürfen der Sicherheits- und 

Kraftfahrbehörde nach Maßgabe der technischen und organisatorischen Voraussetzungen zu 

Zwecken der Fahndung (§ 24 SPG) und der Überwachung der Versicherungspflicht (§ 61 KFG 1967) 

automationsunterstützt zur Verfügung gestellt werden.“ 

 

 

Für den Landesamtsdirektor 

 

(elektronisch gefertigt) 

 

Mag.a Petra Martino 

Bereichsdirektorin 

 

 

Ergeht an: 

1. Präsidium des Nationalrates 

2. Bundeskanzleramt 

3. Bundesministerium für 

Innovation, Mobilität und 

Infrastruktur 

4. alle Ämter der Landesregierungen 

5. Verbindungsstelle der Bundesländer 

6. MA 65 (MA 65 - 1410974-2025) 

mit dem Ersuchen um Weiterleitung 

an die einbezogenen Dienststellen 

7. MA 53 

zur Veröffentlichung auf der  

Stadt Wien-Website 

 

 

##signaturplatzhalter## 

 


		2026-03-17T08:07:35+0100
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




